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Flächennutzungsplanänderung zum Bebauungsplan 
Jülich A 26 „Gewerbegebiet Elisabethstraße“ 

 
Stellungnahmen der Verwaltung zu den Stellungnahmen aus der Beteiligung der   

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (1) BauGB 

 

Stellungnahmen Stellungnahmen der Verwal-

tung 

Beschluss-

vorschlag 

Gemeinde Niederzier mit Schreiben vom 

09.12.2020 

 

Sehr geehrte Frau Jumpertz, 

gegen das o.g. Bauleitplanverfahren beste-

hen seitens der Gemeinde Niederzier keine 

Bedenken. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

(Rombey) 

 

 

 

 

Es werden keine Bedenken 

geäußert. 

 

 

 

 

 

- 

Bezirksregierung Arnsberg Abteilung 6 Berg-

bau und Energie in NRW mit Schreiben vom 

18.11.2020 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

zu den bergbaulichen Verhältnissen erhalten 

Sie folgende Hinweise: 

Das o.g. Vorhaben liegt über den auf Braun-

kohle verliehenen Bergwerksfeldern „Union 

252“ und „Union 122“, beide im Eigentum 

der RV Rheinbraun Handel und Dienstleis-

tungen GmbH, hier vertreten durch die RWE 

Power AG, Abt. Liegenschaften und Umsied-

lung in 50416 Köln. Ferner liegt das o. g. Vor-

haben über dem Erlaubnisfeld „Weisweiler“. 

Die Erlaubnis gewährt das Recht zur Aufsu-

chung von Erdwärme. Rechtsinhaberin der 

Erlaubnis ist die RWE Power Aktiengesell-

schaft, in Köln. 

Innerhalb des Grundstücks befindet sich 

nach den hier vorliegenden Unterlagen fol-

gender im Zusammenhang mit der Sümp-

fung im Rheinischen Braunkohlenrevier er-

stellter (Alt-) Brunnen: 

1) Kennziffer VP 633 

Mittelpunktkoordinaten: R= 2525650m; H= 

5641830 

Ich empfehle Ihnen, weitere Informationen 

zu diesem Brunnen, wie insbesondere den 

aktuellen Sicherungszustand, bei der RWE 

 

 

 

 

 

 

 

Die Hinweise auf die Berg-

werksfelder wurden in die 

Bebauungsplanunterlagen 

aufgenommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Standort des Alt-Brun-

nens wurde in die Planzeich-

nung zum Bebauungsplan 

aufgenommen.  

Die RWE Power AG wurde 

ebenfalls im Verfahren be-

teiligt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 

 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 
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Power AG, Stüttgenweg 2 in 50935 Köln, zu 

erfragen. 

Der Vorhabensbereich ist nach den hier vor-

liegenden Unterlagen (Differenzenpläne mit 

Stand: 01.10.2016 aus dem Revierbericht, 

Bericht 1, Auswirkungen der Grundwasser-

absenkung, des Sammelbescheides - Az.: 

61.42.63 -2000-1 -) von durch Sümpfungs-

maßnahmen des Braunkohlenbergbaus be-

dingten Grundwasserabsenkungen betrof-

fen. Für die Stellungnahme wurden folgende 

Grundwasserleiter (nach Einteilung von 

Schneider & Thiele, 1965) betrachtet: Obe-

res Stockwerk, 9B, 8, 7, 6D, 6B, 2- 5, 09, 07 

Kölner Scholle, 05 Kölner Scholle. 

Folgendes sollte berücksichtigt werden: 

Die Grundwasserabsenkungen werden, be-

dingt durch den fortschreitenden Betrieb 

der Braunkohlentagebaue, noch über einen 

längeren Zeitraum wirksam bleiben. Eine Zu-

nahme der Beeinflussung der Grundwasser-

stände im Vorhabensgebiet in den nächsten 

Jahren ist nach heutigem Kenntnisstand 

nicht auszuschließen. Ferner ist nach Been-

digung der bergbaulichen Sümpfungsmaß-

nahmen ein Grundwasserwiederanstieg zu 

erwarten. Sowohl im Zuge der Grundwasser-

absenkung für den Braunkohletagebau als 

auch bei einem späteren Grundwasserwie-

deranstieg sind hierdurch bedingte Boden-

bewegungen möglich. Diese können bei be-

stimmten geologischen Situationen zu Schä-

den an der Tagesoberfläche führen. Die Än-

derungen der Grundwasserflurabstände so-

wie die Möglichkeit von Bodenbewegungen 

sollten bei Planungen und Vorhaben Berück-

sichtigung finden. 

Ich empfehle Ihnen, diesbezüglich, zu zu-

künftigen Planungen sowie zu Anpassungs- 

oder Sicherungsmaßnahmen bezüglich berg-

baulicher Einwirkungen eine Anfrage an die 

RWE Power AG, Stüttgenweg 2 in 50935 

Köln, sowie für konkrete Grundwasserdaten 

an den Erftverband, Am Erftverband 6 in 

50126 Bergheim, zu stellen. 

Bearbeitungshinweis: 

Diese Stellungnahme wurde bezüglich der 

bergbaulichen Verhältnisse auf Grundlage 

 

 

Der Hinweise zu Sümpfungs-

maßnahmen und Grund-

wasserverhältnisse wurde in 

die Bebauungsplanunterla-

gen als „Hinweis“ aufge-

nommen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die RWE Power AG sowie 

der Erftverband wurden 

ebenfalls am Verfahren be-

teiligt. 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 
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des aktuellen Kenntnisstandes erarbeitet. 

Die Bezirksregierung Arnsberg hat die zu-

grundeliegenden Daten mit der zur Erfüllung 

ihrer öffentlichen Aufgaben erforderlichen 

Sorgfalt erhoben und zusammengestellt. 

Die fortschreitende Auswertung und Über-

prüfung der vorhandenen Unterlagen sowie 

neue Erkenntnisse können zur Folge haben, 

dass es im Zeitverlauf zu abweichenden In-

formationsgrundlagen auch in Bezug auf den 

hier geprüften Vorhabens- oder Planbereich 

kommt. Eine Gewähr für die Richtigkeit, Voll-

ständigkeit und Genauigkeit der Daten kann 

insoweit nicht übernommen werden. Soweit 

Sie als berechtigte öffentliche Stelle Zugang 

zur Behördenversion des Fachinformations-

systems „Gefährdungspotenziale des Unter-

grundes in NRW“ (FIS GDU) besitzen, haben 

Sie hierdurch die Möglichkeit, den jeweils 

aktuellen Stand der hiesigen Erkenntnisse 

zur bergbaulichen Situation zu überprüfen. 

Details über die Zugangs- und Informations-

möglichkeiten dieses Auskunftssystems fin-

den Sie auf der Homepage der Bezirksregie-

rung Arnsberg (www.bra.nrw.de) mithilfe 

des Suchbegriffs „Behördenversion GDU“. 

Dort wird auch die Möglichkeit erläutert, die 

Daten neben der Anwendung ebenfalls als 

Web Map Service (WMS) zu nutzen. 

 

Mit freundlichen Grüßen und Glückauf 

Im Auftrag: 

(Baginski) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bezirksregierung Köln Dezernat 25 Verkehr - 

Integrierte Verkehrsplanung mit Schreiben 

vom 10.12.2020 

 

Sehr geehrte Frau Jumpertz, 

seitens des Verkehrsdezernates der Bezirks-

regierung Köln bestehen keine grundsätzli-

chen Bedenken gegen die o.g. Maßnahme. 

Im bestehenden Flächennutzungsplan sind 

die ehemaligen Bahntrassen der früheren Jü-

licher Kreisbahn (Strecke Jülich – Baesweiler-

Puffendorf und Abzweig zum früheren Kreis-

bahnhof Jülich Nord) noch dargestellt. Im 

Änderungsbereich des Flächennutzungspla-

nes soll die Darstellung der ehemaligen 

 

 

 

 

 

Es werden keine grundsätzli-

chen Bedenken geäußert. 

Die Rurtalbahn GmbH so-

wie die Beteiligungsgesell-

schaft Kreis Düren mbH wur-

den ebenfalls am Verfahren 

beteiligt. 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 
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Bahntrasse entfallen und überplant werden. 

Betroffen ist das Grundstück der Gemarkung 

Jülich, Flur 54, Flurstück 5. 

Ich bestätige Ihren Hinweis, dass unser Ver-

kehrsdezernat am 12.08.2020 das o.g. 

Grundstück gemäß § 23 Allgemeines Eisen-

bahngesetz von Bahnbetriebszwecken frei-

gestellt hat. 

Damit ist der Fachplanungsvorbehalt nach § 

38 BauGB entfallen und die Stadt Jülich hat 

die kommunale Planungshoheit für das o.g. 

Grundstück erhalten. 

Die Rurtalbahn GmbH und die Beteiligungs-

gesellschaft Kreis Düren mbH sind Eisen-

bahninfrastrukturunternehmen bzw. Eigen-

tümerin der teilweise noch für Bahnbe-

triebszwecke gewidmeten Bahntrassen der 

früheren Jülicher Kreisbahn. 

Diese beiden Aufgabenträger sind daher 

auch an diesem Bauleitplanverfahren zu be-

teiligen – sofern noch nicht geschehen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

L. Westermann 

Bezirksregierung Köln Dezernat 53 mit 

Schreiben vom 08.01.2021 

 

Sehr geehrte Frau Jumpertz, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

zur v. g. Bauleitplanung nimmt das Dezernat 

53 der Bezirksregierung Köln wie folgt Stel-

lung: 

a) Allgemeines 

Im Hinblick auf die allgemeinen immissions-

schutzrechtlichen Belange gehe ich zunächst 

davon aus, dass diese von der Unteren Im-

missionsschutzbehörde des Kreises Düren 

vertreten werden und dass von ihnen 

eine entsprechende Beteiligung erfolgt ist. 

 

 

 

Das Dezernat 53 der Bezirksregierung Köln 

ist jedoch als Obere Immissionsschutzbe-

hörde zuständige immissionsschutzrechtli-

che Genehmigungs- und Überwachungsbe-

hörde für die Firma Pfeifer + Langen GmbH 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Untere Immissions-

schutzbehörde des Kreises 

Düren wurde am Verfahren 

beteiligt und hat mit Schrei-

ben vom 16.12.2020 eine 

Stellungnahme abgegeben 

(siehe dort: Verweis auf das 

Bebauungsplanverfahren). 

 

Mit Datum Mai 2020 wurde 

durch die Firma accon Köln 

GmbH eine gutachterliche 

Stellungnahme zu der zu er-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 
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& Co. KG, Dürener Straße 20, 52428 Jülich 

(Zuckerfabrik), die sich im Umfeld der Plan-

gebiete befindet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Unter Nr. 1.1 der Begründung zur FNP-Ände-

rung wird erwähnt, dass auch die Firma Pfei-

fer + Langen an einer Erweiterung ihrer La-

gerkapazitäten auf dem Gelände (gemeint 

ist offenbar der Bereich der vorliegenden 

Plangebiete) interessiert sei. Dazu liegen 

hier keine Informationen vor (z. B. zur Anbin-

dung eines solchen Lagers an die Zuckerfab-

rik). Diesbezügliche Vorgespräche sind mit 

dem Dezernat 53 nicht erfolgt. 

Für vorgesehene Änderungen in der Zucker-

fabrik selber haben entsprechende Vorge-

spräche unter Beteiligung des Dezernates 53 

stattgefunden. Entsprechende Antragsun-

terlagen liegen hier aber noch nicht vor. 

 

 

 

 

b) Lärm 

Die Plangebiete selber sowie die Bebauung 

im Umfeld der Plangebiete sind durch die 

von der Zuckerfabrik verursachten Lärmim-

missionen vorbelastet. Im Umfeld der vorlie-

genden Plangebiete werden von hier bezo-

gen auf die Zuckerfabrik das Gebäude Euskir-

chener Straße 2 sowie das Alten- und Pflege-

zentrum St. Hildegard, Merkatorstraße 31, 

52428 Jülich als maßgebliche Immission-

sorte im Sinne der TA Lärm angesehen. Hin-

sichtlich der an diesen Immissionsorten zu-

künftig zu berücksichtigenden Immissions-

wartenden Geräuschsitua-

tion durch die Erweiterung 

der Spedition Boos vorge-

legt. In der Stellungnahme 

wird eine schalltechnische 

Vorbelastung durch die Zu-

ckerfabrik hinreichend be-

rücksichtigt. 

Die aufgrund der Stellung-

nahme erforderlichen Maß-

nahmen und Festsetzungen 

sind in die Überarbeitung 

der Bebauungsplanunterla-

gen eingeflossen. 

 

Da es sich nicht um einen 

vorhabenbezogenen Bebau-

ungsplan handelt, sind ab-

weichende Nutzer denkbar 

und zulässig. Voraussetzung 

ist, dass die Festsetzungen 

des Bebauungsplanens be-

züglich der Art der Nutzung 

und die festgesetzten Maß-

nahmen und Höchstwerte 

eingehalten werden. Gemäß 

heutigem Planungsstand ist 

von einer Erweiterung der 

Firma Boos Logistik GmbH 

durch eine neue Logistik-

halle und die Errichtung ei-

nes neuen Produktionsge-

bäudes der Tochterfirma 

Noble-pac auszugehen. 

 

Die vorliegende gutachterli-

che Stellungnahme berück-

sichtigt Immissionspunkte 

an den Südfassaden der 

Wohnbebauung an der Ro-

chusstraße 50, 52, 56, 58 

und 60. Diese Wohnge-

bäude liegen jeweils östlich 

des nördlich gelegenen Be-

triebsgebäudes der Firma 

Boos. 

zur Kenntnis 

genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 
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richtwerte liegen mir noch nicht alle not-

wendigen Informationen vor. Sobald mir 

diese vorliegen, werde ich diese an Sie wei-

terleiten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gemäß den Planunterlagen ist auch im Hin-

blick auf die vorgesehene Lärmkontingentie-

rung die Erstellung eines Gutachtens vorge-

sehen. Zu diesem Gutachten wird von hier 

eine vorherige Abstimmung unter Beteili-

gung auch der hiesigen Anlagenüberwa-

chung vorgeschlagen. 

Für die Lärmkontingentierung bzw. die vor-

gesehene textliche Festsetzung Nr. 1.3 weise 

ich zudem auf die DIN 45691 Geräuschkon-

tingentierung (Dezember 2006) sowie die 

Rechtsprechung (u. a. Urteil des BVerwG 

vom 07.12.2017, Az. 4 CN 7/16) hin und rege 

eine entsprechende Berücksichtigung im 

Rahmen der vorliegenden Planung an. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die textliche Festsetzung Nr. 1.3 hinsichtlich 

der Zulassungsmöglichkeit von Anlagen bzw. 

Betrieben der Abstandsklassen V und VI 

sollte zudem auf Übereinstimmung mit Nr. 

3.1 und Nr. 5.3 der Begründung zum Bebau-

ungsplan überprüft werden. 

 

Die schalltechnische Vorbe-

lastung durch die Zuckerfab-

rik wird dahingehend be-

rücksichtigt, dass die Richt-

werte für die Südfassaden 

der Wohnbebauung an der 

Rochusstraße um 3 dB (A) 

vermindert werden. Diese 

Minderung entspricht einer 

50/50 Teilung der Richt-

werte für die Zuckerfabrik 

und den Standort im Plange-

biet. Damit sind an den Süd-

fassaden die Immissions-

werte von tags 57 dB (A) und 

nachts 42 dB (A) anzustre-

ben. 

 

Ursprünglich war für das 

Plangebiet eine Kontingen-

tierung nach DIN 45691 vor-

gesehen. Aufgrund der aktu-

ellen Rechtsprechung wurde 

hiervon Abstand genom-

men, so dass die Festsetzun-

gen zum vorbeugenden Im-

missionsschutz anhand des 

aktuellen Abstandserlasses 

NRW erfolgen. Durch die 

schalltechnische Untersu-

chung wird nachgewiesen, 

dass das Vorhaben im Sinne 

des geltenden Abstandser-

lasses ‚atypisch‘ ist und die 

gegebenen Schutzansprü-

che an der benachbarten 

Wohnbebauung trotz einer 

Unterschreitung des forma-

len Abstandes eingehalten 

werden. 

 

Dieser Teil der Stellung-

nahme bezieht sich auf den 

Bebauungsplan und wurde 

hier bei der Überarbeitung 

der Unterlagen zu Abwä-

gungs- und Offenlagebe-

schluss berücksichtigt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 
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c) Berücksichtigung von Betriebsbereichen 

nach § 3 Abs. 5a BImSchG Nach Nr. 3.1 der 

Begründung zum Bebauungsplan sollen in 

den vorgesehenen Gewerbegebieten Be-

triebsbereiche ausgeschlossen werden. In 

Zusammenhang mit diesem Ausschluss von 

Betriebsbereichen ist die textliche Festset-

zung Nr. 1.4 vorgesehen. Eine Begründung 

zu diesem Ausschluss bzw. zur textlichen 

Festsetzung Nr. 1.4 erfolgt nicht. 

 

Zu dieser Thematik wird von hier angeregt, 

die Ausführungen in der Begründung zum 

Bebauungsplan sowie die textliche Festset-

zungen unter Berücksichtigung des von der 

Kommission für Anlagensicherheit beim 

Bundesumweltministerium (KAS) in Auftrag 

gegebenen Rechtsgutachten „Erarbeitung 

und Formulierung von Festsetzungsvorschlä-

gen für die Umsetzung der Abstandsempfeh-

lungen für Anlagen, die einen Betriebsbe-

reich i.S.v. § 3 Abs. 5a BImSchG bilden, nach 

den Vorgaben des BauGB und der BauNVO“ 

der Anwaltskanzlei Redeker/Sellner/ Dahs, 

das sich zusammen mit dem Leitfaden „Emp-

fehlungen für Abstände zwischen 

Betriebsbereichen nach der Störfall-Verord-

nung und schutzbedürftigen Gebieten im 

Rahmen der Bauleitplanung - Umsetzung § 

50 BImSchG“ (KAS-18; 2. überarbeitete Fas-

sung aus Nov. 2010) unter www.kas-

bmu.de/kas-leitfaeden-arbeits-und-voll-

zugshilfen.html findet, zu überprüfen bzw. 

zu formulieren. 

In diesem Zusammenhang weise ich darauf 

hin, dass mit der vorgesehenen textlichen 

Festsetzung Nr. 1.4 und der dortigen Ver-

knüpfung zu den Abstandsklassen nach Leit-

faden KAS-18 nicht automatisch alle Be-

triebsbereiche nach § 3 Abs. 5a BImSchG im 

Bebauungsplangebiet ausgeschlossen sind, 

da sich in Abhängigkeit von den gehandhab-

ten Stoffen durchaus ein Achtungsabstand 

von 0 m und somit keine Abstandsklasse 

nach KAS-18 ergeben kann (z. B. bei be-

stimmten umweltgefährlichen Stoffen). Ent-

 

Dieser Teil der Stellung-

nahme bezieht sich auf den 

Bebauungsplan und wurde 

hier bei der Überarbeitung 

der Unterlagen zu Abwä-

gungs- und Offenlagebe-

schluss berücksichtigt. 

 

 

 

 

Dieser Teil der Stellung-

nahme bezieht sich auf den 

Bebauungsplan und wurde 

hier bei der Überarbeitung 

der Unterlagen zu Abwä-

gungs- und Offenlagebe-

schluss berücksichtigt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 
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sprechende Betriebsbereiche (ohne Ab-

standsklasse bzw. ohne Abstandserfordernis 

außerhalb des Betriebsbereiches) wären so-

mit bauplanungsrechtlich zulässig. 

 

In der Begründung zur FNP-Änderung wird 

sich mit der Thematik „Betriebsbereiche 

nach § 3 Abs. 5a BImSchG“ nicht auseinan-

dergesetzt. Zudem wird angeregt, Abkürzun-

gen wie "Störfall V" sowie die Bezeichnung 

des Leidfadens KAS-18 auf ihre Aktualität 

und auf ihre Eindeutigkeit hin zu überprüfen. 

Weiterhin wird angeregt, die Begründungen 

zur FNP-Änderung sowie zum Bebauungs-

plan hinsichtlich der Verwendung des Begrif-

fes "Betriebsbereich" bei verschiedenen 

fachlichen Aspekten zu überprüfen. 

 

d) Gerüche 

Die Plangebiete sind durch Geruchsimmissi-

onen verursacht durch die v. g. Zuckerfabrik 

vorbelastet. Belastbare aktuelle Angaben zu 

Geruchshäufigkeiten in den Plangebieten 

bzw. im Umfeld liegen hier allerdings nicht 

vor. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

gez. 

Pleiß 

 

 

 

 

 

Sowohl in der Begründung 

für die FNP-Änderung als 

auch in der Bebauungsplan-

begründung wird die The-

matik bezüglich der Be-

triebsbereiche nach § 3 Abs. 

5a BImSchG ergänzt. Die Be-

grifflichkeiten werden inner-

halb der Begründungen 

überprüft. 

 

 

 

 

Der Hinweis wird zur Kennt-

nis genommen. 

 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen.  

Bezirksregierung Köln Dezernat 53 mit 

Schreiben vom 08.07.2021 

 

Sehr geehrte Frau Jumpertz, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

ich beziehe mich nachfolgend im Wesentli-

chen auf den Absatz 2 unter Punkt b) der o. 

a. Stellungnahme (Stichworte Lärm, Immissi-

onsorte sowie Immissionsrichtwerte bezo-

gen auf die Zuckerfabrik der Firma Pfeifer + 

Langen GmbH & Co. KG, Dürener Straße 20, 

52428 Jülich). Die Verzögerung bei der Über-

sendung dieses Schreibens bitte ich zu ent-

schuldigen. 

Derzeit erfolgt mit der Firma Pfeifer + Langen 

GmbH & Co. KG für einen vorgesehenen Ge-

nehmigungsantrag nach § 16 BImSchG die 

 

 

 

 

 

Die Stellungnahme der Be-

zirksregierung vom 8. Juli 

2021 basiert auf der Begrün-

dung vom 9. September 

2020, die zur vorzeitigen Be-

teiligung der Träger öffentli-

cher Belange erstellt wurde. 

In Abschnitt 5.3 ‚Immissi-

onsschutz‘ wurde noch da-

von ausgegangen, dass im 

weiteren Verfahren Schall-

leistungspegel festgesetzt 

werden. 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 
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Abstimmung zum Umfang bzw. zur Vollstän-

digkeit der Antragsunterlagen. Gegenstand 

dieses Genehmigungsantrages bzw. -verfah-

rens sind u. a. die Ausdehnung der soge-

nannten Rübenkampagne sowie der Umbau 

der Schnitzeltrocknung. Im Rahmen des Ge-

nehmigungsantrages sind voraussichtlich 

auch Lärmminderungsmaßnahmen insbe-

sondere im Hinblick auf den nachfolgend 

aufgeführten Immissionsort IP 2 vorgese-

hen. 

In zurückliegenden Genehmigungsverfahren 

wurde sich bei den durch die Zuckerfabrik 

verursachten Lärmimmissionen in Richtung 

Westen auf die Immissionsorte IP 1 "Rochus-

straße 60" sowie IP 2 "Altenheim/Merkator-

straße 31" bezogen. Dabei wurden für die 

durch die Zuckerfabrik am IP 1 verursachten 

Immissionen max. zulässige Werte von 60 

dB(A) am Tag und 45 dB(A) in der Nacht fest-

gesetzt. Die Festsetzungen am IP 2 betrugen 

55 dB(A) am Tag und 40 dB(A) in der Nacht. 

Nach den hier vorliegenden Informationen 

befindet sich der Immissionsort IP 1 nicht in-

nerhalb des Geltungsbereiches eines Bebau-

ungsplans. In der Vergangenheit wurden 

dort offensichtlich Immissionsrichtwerte 

(Schutzanspruch) vergleichbar einem Misch-

gebiet berücksichtigt. 

Dagegen befindet sich die direkt benach-

barte Bebauung in der Euskirchener Straße 

innerhalb des Geltungsbereiches des Bau-

ungsplanes Nr. 74, in dem dort ein allgemei-

nes Wohngebiet (WA) festsetzt ist, was da-

mit zunächst einen höheren Schutzanspruch 

als am IP 1 auslöst. Nach Auskunft der inner-

halb des Dezernates 53 zuständigen Kolle-

gen aus der Anlagenzulassung bzw. -überwa-

chung wird dort zukünftig voraussichtlich 

der Immissionsort IP 5 "Euskirchener Straße 

2" als maßgeblicher Immissionsort im Sinne 

der TA Lärm für die Zuckerfabrik mit einem 

Schutzanspruch von 55 dB(A) am Tag und 42 

dB(A) in der Nacht berücksichtigt werden. 

Beim Wert von 42 dB(A) zur Nachtzeit würde 

es sich um einen geeigneten Zwischenwert 

aufgrund einer Gemengelage nach Nr. 6.7 TA 

Lärm handeln. Es wird von hier derzeit davon 

In der Zwischenzeit wurde 

mit Datum 27.05.2021 die 

gutachterliche Stellung-

nahme der ACCON Köln 

GmbH erarbeitet, die der 

Bezirksregierung aufgrund 

der ohnehin bevorstehen-

den erneuten Beteiligung 

der Träger nicht gesondert 

zugesandt wurde. Nach Aus-

sage des Gutachters wurde 

die in der Stellungnahme 

der Bezirksregierung Köln 

genannten Aspekte in der 

gutachterlichen Stellung-

nahme berücksichtigt, so 

dass zwischen Stellung-

nahme und gutachterlicher 

Stellungnahme keine wider-

sprüchlichen Aussagen ver-

bleiben. 
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ausgegangen, dass dieser Zwischenwert zur 

Nachtzeit bereits jetzt durch die Zuckerfabrik 

ausgeschöpft wird und dass dies auch zu-

künftig möglich sein wird. Die Gemengela-

gesituation bzw. der Immissionsanteil bezo-

gen auf die Zuckerfabrik wird u. a. Gegen-

stand der Prüfung im v. g. Genehmigungs-

verfahren sein. 

Über die Höhe des am Immissionsort IP 5 für 

die Zuckerfabrik voraussichtlich zu berück-

sichtigenden maximalen Immissionswert 

(Immissionsanteil) zur Tagzeit kann derzeit 

noch keine Aussage getroffen werden. Dies 

wird ebenfalls Gegenstand der Prüfung im v. 

g. Genehmigungsverfahrens sein. 

Der Immissionsort IP 1 wird zukünftig evtl. 

im Hinblick auf die Genehmigungs- bzw. 

Überwachungssituation der Zuckerfabrik 

nicht mehr berücksichtigt werden. Da die 

Plangebiete des Bebauungsplanes Nr. A 26 

bzw. der zugehörigen FNP-Änderung jedoch 

unmittelbar an den IP 1 angrenzen und nach 

den hier vorliegenden Informationen für den 

bestehenden Speditionsbetrieb Festsetzun-

gen zum Immissionsschutz für die Bebauung 

an der Rochusstraße bestehen, wird von hier 

die Beibehaltung des IP1 als Immissionsort 

sowie die ergänzende Berücksichtigung des 

IP 5 im Rahmen der Bauleitplanverfahren als 

sinnvoll erachtet. Dies sollte mit dem beauf-

tragten Fachgutachter sowie der Unteren 

Immissionsschutzbehörde des Kreis Düren 

abgestimmt werden. 

Nach Auskunft des immissionsschutzrecht-

lich zuständigen Dezernat 52 der Bezirksre-

gierung Köln zur Firma PAFA GmbH, Dürener 

Straße 12, 52428 Jülich, ist dort nur ein Tag-

betrieb zulässig. Im Hinblick auf die mögliche 

Vorbelastung an den Immissionsorten IP 1 

bzw. IP 5 durch sonstige Anlagen bzw. Be-

triebe, für die keine immissionsschutzrecht-

liche Zuständigkeit des Dezernates 53 be-

steht, wird davon ausgegangen, dass diese 

evtl. Vorbelastung in dem für den Bebau-

ungsplan Nr. A 26 vorgesehenen Fachgut-

achten berücksichtigt wird. 
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Nach den hier vorliegenden Informationen 

befindet sich der Immissionsort IP 2 im Gel-

tungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 37, in 

dem dort eine Fläche für Gemeinbedarf mit 

der Zweckbestimmung Alten- und Alten-

krankenheim sowie ein allgemeines Wohn-

gebiet festsetzt wird, wobei für diese unter-

schiedlichen Festsetzungen keine getrenn-

ten (unterschiedlichen) Baugebiete im Be-

bauungsplan erkennbar sind. Von hier wird 

auch unter Berücksichtigung dieser Festset-

zungen weiterhin von Immissionsrichtwer-

ten (Schutzanspruch) von 55 dB(A) am Tag 

und 40 dB(A) in der Nacht ausgegangen. 

Derzeit muss nach Informationen aus der 

Anlagenzulassung bzw. –überwachung zu-

mindest zur Nachtzeit von einer Überschrei-

tung des o. a. Immissionsrichtwertes ausge-

gangen werden. Lärmminderungsmaßnah-

men werden voraussichtlich im v. g. Geneh-

migungsverfahren thematisiert. Von hier 

wird derzeit davon ausgegangen, dass dieser 

Immissionsrichtwert auch zukünftig durch 

die Zuckerfabrik ausgeschöpft werden kann. 

Dies wird u. a. Gegenstand der Prüfung des 

v. g. Genehmigungsverfahrens sein. 

Über die Höhe des am Immissionsort IP 2 für 

die Zuckerfabrik voraussichtlich zu berück-

sichtigenden maximalen Immissionswert 

(Immissionsanteil) zur Tagzeit kann derzeit 

noch keine Aussage getroffen werden. 

Dies wird ebenfalls Gegenstand der Prüfung 

des v. g. Genehmigungsverfahrens sein. 

Aus Gründen der Vollständigkeit wird ange-

regt, auch den Immissionsort IP 2 im Rah-

men der Bauleitplanung für den Bebauungs-

plan Nr. A 26 zu berücksichtigen. 

Für die Zuckerfabrik wird von hier weiterhin 

im Südosten des Betriebsgeländes als Immis-

sionsort IP 4 das Gebäude "Dürener Straße 

32d" mit Immissionsrichtwerten von 70 

dB(A) am Tag und in der Nacht berücksich-

tigt. Derzeit ist von deutlichen Unterschrei-

tungen der v. g. Immissionsrichtwerte auszu-

gehen. Die Berücksichtigung des Immission-

sortes IP 4 im Rahmen der Bauleitplanung 

für den Bebauungsplan Nr. A 26 sollte mit 
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dem beauftragten Fachgutachter abge-

stimmt werden. 

Die Berücksichtigung des im Osten für die 

Zuckerfabrik zukünftig berücksichtigten Im-

missionsortes IP 6 "Dürener Straße 17" im 

Rahmen Bauleitplanung für den Bebauungs-

plan Nr. A 26 wird derzeit von hier nicht für 

notwendig erachtet. 

Östlich der Zuckerfabrik befindet noch wei-

tere Bebauung (Reiterhof mit Wohnbebau-

ung), die bisher bezogen auf die Zuckerfabrik 

nicht berücksichtigt wurde. Dies ist jedoch 

für das o. a. Genehmigungsverfahren vorge-

sehen. Eine solche Berücksichtigung wird 

von hier auch im Hinblick auf das nahegele-

gene Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. A 

26 angeregt. Derzeit wird von hier für diese 

Bebauung von Immissionsrichtwerten von 

60 dB(A) am Tag und 45 dB(A) in der Nacht-

zeit und einer weitgehenden Ausschöpfung 

des Nachtwertes durch die Zuckerfabrik aus-

gegangen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

gez. Pleiß 

Kreis Düren mit Schreiben vom 16.12.2020 

 

Sehr geehrte Frau Jumpertz, 

zur o.g. Bauleitplanung wurden folgende 

Ämter der Kreisverwaltung Düren beteiligt: 

> Kreisentwicklung und Wirtschaftsförde-

rung 

> Gebäudemanagement 

> Bauordnung, Tiefbau und Wohnungs-

bauförderung 

> Brandschutz 

> Umweltamt 

 

Kreisentwicklung 

Die Kreisentwicklung als Untere Planaufsicht 

begleitet die Siedlungs- sowie Gewerbe- und 

Industriegebietsentwicklung in den kreisan-

gehörigen Kommunen. Vorbereitend und im 

Auftrag aller Kommunen hat der Kreis Düren 

im Zuge des Regionalplanänderungsverfah-

rens ein kreisweites Gewerbeflächenkon-

zept erarbeitet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Kreisentwicklung äußert 

keine Bedenken.  

Es wird bestätigt, dass die 

Entwicklung des Bebauungs-

planes den Zielen des Krei-

ses Düren entspricht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 
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Hierüber hinaus ist jedwede Anpassung/Er-

weiterung von Gewerbegebieten für den 

Strukturwandel von großer Bedeutung. 

Der Kreis Düren unterstützt das Vorhaben 

ausdrücklich auch vor dem Hintergrund der 

Wachstumsoffensive des Kreises Düren. Hat 

die Zielsetzung, bis zum Jahr 2025 zusätzlich 

30.000 Einwohner im Kreis Düren zu gene-

rieren, einen eigenen siedlungsgeprägten 

Wert, so bedarf es parallel einer städtebauli-

chen Entwicklung neuer Arbeitsplatzange-

bote, um für die bestehende und neue Bür-

gerschaft adäquate Beschäftigungsperspek-

tiven zu eröffnen. 

Dies vorausgeschickt entspricht die vorlie-

gende Planung der Stadt Jülich diesen Ziel-

setzungen. Sie ist zudem geeignet, den sei-

tens der Bezirksregierung Köln initiierten 

Prozess „Region+ Wirtschaft“ zu unterstüt-

zen. 

Wasserwirtschaft 

Aus wasserwirtschaftlicher Sicht sind fol-

gende Belange zu beachten: 

Überflutungsflächen des lktebaches und 

Hochwasserschutz 

Das Plangebiet grenzt an den lktebach. Die 

Leistungsfähigkeit des lktebaches ist inner-

halb von Jülich teilweise stark eingeschränkt. 

Im Bereich des unterhalb gelegenen Alten-

heimes kam es bereits zu Überflutungen. 

Derzeit ist nicht bekannt, ob und inwieweit 

es im Bereich des Plangebietes zu weiteren 

Überflutungen kommt. Dies ist bis zur Offen-

lage zu überprüfen. Überflutungsflächen 

sind von einer Bebauung freizuhalten. 

Weiterhin sind die Auswirkungen der zusätz-

lichen Versiegelung auf die unterhalb lie-

gende Bebauung zu ermitteln. Eine Ver-

schärfung der Abflusssituation für die Unter-

lieger ist auszuschließen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zwischenzeitlich wurde die 

Entwässerungsplanung er-

stellt. Gemäß dem Entwäs-

serungskonzept soll das an-

fallende Niederschlagswas-

ser in die geplanten Versi-

ckerungsmulden und nicht 

in den Iktebach eingeleitet 

werden. Die Mulden sollen 

derartig dimensioniert wer-

den, dass sie auch bei einem 

100-jährlichen Regenereig-

nis ausreichend sind. Inner-

halb des Plangebietes befin-

det sich gemäß Karte des 

Ministeriums für Umwelt, 

Landwirtschaft, Natur- und 

Verbraucherschutz des Lan-

des NRW kein ausgewiese-

nes überschwemmungsge-

fährdetes Gebiet.  Da die 

Niederschlagswässer zu ei-

nem Großteil versickert und 

nicht in den Iktebach einge-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 
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Im Hinblick auf die Bebaubarkeit des Plange-

bietes und den Hochwasserschutz innerhalb 

von Jülich kann aus wasserwirtschaftlicher 

Sicht derzeit keine abschließende Stellung-

nahme abgegeben werden. Darüber hinaus 

ist eine Stellungnahme des Wasserverban-

des Eifel-Rur einzuholen. 

 

Weitere wasserwirtschaftliche Belange 

Die weiteren wasserwirtschaftlichen Be-

lange, wie z.B. Niederschlagswasserbeseiti-

gung einschl. Rückhaltung und Vorbehand-

lung und der Uferrandstreifen entlang des 

Iktebaches, sind im Rahmen des Bebauungs-

planverfahrens A 26 zu berücksichtigen.  

 

Immissionsschutz 

Aus Sicht des vorbeugenden Immissions-

schutzes werde ich im parallel laufenden 

Bauleitplanverfahren zu B-Plan A 26 hierzu 

Stellung nehmen. 

 

 

Bodenschutz 

Aus bodenschutzrechtlicher Sicht bestehen 

keine Bedenken. 

 

Abgrabungen 

Auch aus abgrabungsrechtlicher Sicht beste-

hen keine Bedenken. 

 

Natur und Landschaft 

Gegenüber der Planung bestehen von Seiten 

der Unteren Naturschutzbehörde keine 

grundsätzlichen Bedenken. 

 

Die Änderung des Flächennutzungsplanes 

und der Bebauungsplan A 26 „Gewerbege-

biet Elisabethstraße“ liegen hier im Parallel-

verfahren vor, dabei umfasst der FNP-Ände-

rungsbereich nicht den gesamten Geltungs-

bereich des Bebauungsplanes. 

Neben den Plänen mit zeichnerischen und 

textlichen Darstellungen bzw. Festsetzungen 

leitet werden, ist eine Ver-

schärfung der Abflusssitua-

tion auszuschließen. 

 

Der Wasserverband Eifel-

Rur wurde ebenfalls am Ver-

fahren beteiligt. 

 

 

 

 

 

 

Der Verweis auf das Bebau-

ungsplanverfahren werden 

zur Kenntnis genommen, die 

Auseinandersetzung mit 

Niederschlagswasserbeseiti-

gung und Uferrandstreifen 

siehe ebenda. 

 

Die Anmerkung wird zur 

Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

Es werden keine Bedenken 

geäußert. 

 

 

Es werden keine Bedenken 

geäußert. 

 

 

Es werden keine grundsätzli-

chen Bedenken geäußert. 

 

 

Im Rahmen der Überarbei-

tung / Ergänzung der Bebau-

ungsplanunterlagen wurde 

der Landschaftspflegerische 

Fachbeitrag ergänzt und 

wird zur Offenlage vorge-

legt. 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 

 

- 

 

 

 

- 

 

 

 

- 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 
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sind im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 

die Begründung, der Umweltbericht, eine 

Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung und eine 

Vorprüfung der Artenschutzbelange (ASP I) 

vorgelegt worden. 

Anhand der vorliegenden Unterlagen lässt 

sich erkennen, dass die Belange von Natur 

und Landschaft dem Verfahrensstand ent-

sprechend eingestellt wurden. 

Zu den vorgelegten Unterlagen ergeben 

sich folgende Anmerkungen: 

Das Plangebiet befindet sich im Geltungsbe-

reich des derzeit rechtsgültigen Landschafts-

planes 2 „Ruraue“. ln dieser Fassung unter-

liegt das gesamte Plangebiet keinem Schutz-

status. Im derzeit in Aufstellung befindlichen 

LP 2 „Rur- und lndeaue“ war das Plangebiet 

zunächst als Landschaftsschutzgebietsfläche 

dargestellt worden, wurde jedoch mittler-

weile im Rahmen des weiteren Bearbei-

tungsprozesses des Landschaftsplanes aus 

der geplanten Schutzgebietsfläche heraus-

genommen. 

 

Die artenschutzrechtlichen Belange sind 

dem Planungsstand entsprechend einge-

stellt worden. Weitergehende Untersuchun-

gen sind in Bezug auf mögliche Brutplätze 

von Großvögeln sowie in Form einer ASP II 

zur Habitatnutzung durch Fledermäuse not-

wendig. 

 

Der Eingriff wurde fachlich korrekt ermittelt. 

Die Kompensation des Eingriffs ist voraus-

sichtlich nahezu vollständig auf der Eingriffs-

fläche möglich. Verbleibt ein ökologisches 

Defizit, so ist die zusätzlich notwendige Aus-

gleichsfläche zu benennen und abzusichern. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Eine ASP II sowie eine ergän-

zende Fledermausuntersu-

chung wurden zwischenzeit-

lich erstellt und werden zur 

Offenlage vorgelegt. 

 

 

 

Wie in den zur Offenlage 

überarbeiteten / ergänzten 

Bebauungsplanunterlagen 

kann der Eingriff in den Na-

turhaushalt gemäß Eingriffs- 

und Ausgleichsbilanzierung 

des landschaftspflegeri-

schen Fachbeitrages zu 

99,8 % ausgeglichen wer-

den. Da das Defizit von 177 

Ökopunkten sehr gering ist, 

wird davon ausgegangen, 

dass der Eingriff innerhalb 

des Plangebietes ausgegli-

chen und dass kein externer 

Ausgleich erforderlich ist. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 
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Die anlässlich der Stellungnahme zur Ian-

desplanerischen Anfrage erwähnte und zu 

erhaltende Erholungsfunktion der Land-

schaft wird durch die im Bebauungsplanent-

wurf dargestellte Fläche gem. § 9 (1) Nr. 20 

BauGB räumlich sichergestellt. Da die Fläche 

jedoch gleichzeitig als Entsorgungsfläche für 

anfallendes Niederschlagswasser genutzt 

werden soll, ist auch mit technischen Bau-

werken wie Zaunanlagen zu rechnen, die 

dem Erholungsgedanken entgegenstehen. 

Hier rege ich einen Vorort-Termin, u.a. mit 

dem für die Niederschlagswasserentsorgung 

zuständigen Ingenieurbüro und dem Land-

schaftsplaner an, um die Möglichkeiten ei-

ner möglichst optisch und funktional natur-

nahen Gestaltung der Versickerungsfläche 

zu erörtern. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Winfried Plum 

 

 

Das Entwässerungskonzept 

wurde zwischenzeitlich in 

Abstimmung mit dem Kreis 

Düren erstellt. Entspre-

chende Ergänzungen sind in 

die Bebauungsplanunterla-

gen eingearbeitet worden. 

Das Niederschlagswasser 

soll Versickerungsmulden 

zugeführt werden, die na-

turnah gestaltet werden sol-

len. Die notwendigen Ein-

friedungen sind gemäß bau-

ordnungs-rechtlicher Fest-

setzung als transparente 

Zäune herzustellen. Die Ein-

friedungen sind für Klein-

tiere durchlässig auszufüh-

ren und müssen eine Boden-

freiheit von mindestens 10 

cm bzw. in Bodennähe ent-

sprechend große Maschen-

öffnungen aufweisen. So-

ckelmauern werden ausge-

schlossen. 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wasserverband Eifel-Rur mit Schreiben vom 

11.12.2020 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Stadt Jülich plant die Erweiterung des 

Gewerbegebietes im Bereich der Elisabeth-

straße / Rochus Straße. Im Osten des Plan-

gebietes fließt entlang des Wirtschaftsweges 

der Iktebach. Die auf den Flächen anfallen-

den Niederschlagswässer sollen über Versi-

ckerungsmulden in den Untergrund versi-

ckert werden. Belastete Niederschlagswäs-

ser sollen in den vorhandenen Mischwasser-

kanal eingeleitet werden. 

Aus Sicht des Wasserverbandes Eifel - Rur 

bestehen aus den folgenden Gründen Be-

denken gegen das Vorhaben: 

Die Erweiterungsfläche für das Gewerbege-

biet ist in der Netzanzeige der Kläranlage Jü-

lich (Stand 2019) berücksichtigt. In dieser 

Untersuchung wurde das betroffene Plan-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Entwässerungsplanung 

ist Bestandteil der überar-

beiteten/ ergänzten Bebau-

ungsplanunterlagen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 
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gebiet mit einer Entwässerung ausschließ-

lich im Trennsystem angenommen. Da laut 

den Antragsunterlagen nun das Vorhaben 

besteht, die anfallenden Niederschlagswäs-

ser von den Flächen für den Warenumschlag 

in den vorhandenen Mischwasserkanal ein-

zuleiten, ist die Bedingung einer ausschließ-

lichen Entwässerung im Trennsystem nicht 

mehr erfüllt. Der Mischwasserkanal schließt 

im weiteren Verlauf an das Regenüberlauf-

becken „An der Vogelstange“ an. Die Berech-

nungen der Netzanzeige der Kläranlage Jü-

lich von 2019 weisen für dieses Bauwerk 

eine Entlastungsrate von 25% aus. Mit einer 

weiteren Belastung dieses Bauwerks durch 

die Einleitung des belasteten Niederschlags-

wassers aus dem Plangebiet, könnte es zu ei-

ner Entlastungsrate > 25% kommen, was 

wiederum nicht zulässig ist. 

 

Des Weiteren führt der Iktebach nur tempo-

rär Wasser, was u.a. dem Sümpfungseinfluss 

des Tagebaues geschuldet ist. Wie auch be-

reits in den Antragsunterlagen erwähnt, 

kann es nach Abschluss der Sümpfungen 

zum Wiederanstieg des Grundwassers kom-

men und damit auch zur Wasserführung im 

Iktebach. Das Gewässerbett des Iktebaches 

ist nur bedingt leistungsfähig. Eine Vergrö-

ßerung des Gerinnes und die Anlage eines 

Uferrandstreifens wären sinnvoll. In den Un-

terlagen wird beschrieben, dass die Anlage 

eines Uferrandstreifens durch das Vorhan-

densein des Wirtschafts-weges nicht mög-

lich wäre. Unsererseits wird vorgeschlagen 

als Kompensation vor Ort den Weg im Be-

reich des Plangebietes in Richtung Westen 

zu verschieben und dadurch Platz für einen 

Uferrandstreifen und die Profilierung des 

Iktebaches zu schaffen. Wir bitten diesen 

Vorschlag aufzugreifen und mit der Natur-

schutzbehörde und dem Wasserverband Ei-

fel - Rur abzustimmen. 

 

Freundliche Grüße 

Im Auftrag 

Arno Hoppmann 

Stabsstellenleiter 

Hinsichtlich der anzusetzen-

den Entlastungsrate erfolgte 

mit E-Mail vom 01.03.2022 

eine Klarstellung (s.u.). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wie in den überarbeiteten / 

ergänzten Bebauungsplan-

unterlagen dargestellt er-

folgt durch die zukünftige 

Nutzung im Plangebiet keine 

unmittelbare Beeinflussung 

des Iktebaches. Die vorge-

schlagenen Maßnahmen 

stellen ein eigenständiges 

Projekt dar. Dem Vorschlag, 

dies in die aktuelle Bauleit-

planung mit einzubeziehen 

wird nicht gefolgt. 

 

 

 

zur Kenntnis 

genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

gefolgt. 
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Wasserverband Eifel-Rur mit Schreiben vom 

01.03.2022 

 

Sehr geehrter Herr Sistemich, 

mit Bezugnahme auf das Schreiben des 

WVER vom 11.12.2020 zum Bebauungsplan 

Nr. A 26 „Gewerbegebiet Elisabeth-straße“ 

möchte ich Ihnen nun folgende Korrektur 

mitteilen: 

Da das Mischwasserentlastungsbauwerk 

„An der Vogelstange“ in die Rur abschlägt, ist 

hier eine Entlastungsrate von max. 35% ein-

zuhalten. Die derzeit vorhandenen 25% lie-

gen somit noch unter diesem Grenzwert. Ge-

gen die Einleitung des behandlungsbedürfti-

gen Niederschlagswassers des Warenum-

schlagsplatzes von ca. 2.500 m² Fläche be-

stehen dementsprechend keine Bedenken. 

 

Freundliche Grüße 

Im Auftrag 

Anika Herrmann 

 

 

 

 

Nach Rücksprache zwischen 

dem Tiefbauamt der Stadt 

Jülich und dem WVER konn-

ten die in der ursprüngli-

chen Stellungnahme ange-

führten Bedenken hinsicht-

lich der Entlastungsrate aus-

geräumt wer-den. 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 

Erftverband mit Schreiben vom 22.01.2021 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

im Bereich des Plangebietes treten flurnahe 

Grundwasserstände auf. 

Zudem befinden sich im o. g. Plangebiet ak-

tive oder inaktive Grundwassermessstellen 

des Landesgrundwasserdienstes. Aktive 

Grundwassermessstellen sind notwendige 

Instrumente der Gewässerunterhaltung 

nach § 91 Wasserhaushaltsgesetz. Daher 

sind ihre Zugänglichkeit und ihr Bestand dau-

erhaft zu wahren. Des Weiteren weisen wir 

darauf hin, dass inaktive Grundwassermess-

stellen, die nicht zurückgebaut und verfüllt 

worden sind, die Tragfähigkeit des Baugrun-

des beeinflussen können. Sollte innerhalb ei-

nes 200 m Korridors der Baumaßnahme eine 

Grundwassermessstelle liegen, dann ist zum 

Zwecke der Einweisung vor Beginn der Maß-

nahme mit dem entsprechenden Eigentü-

mer der Grundwassermessstelle Kontakt 

aufzunehmen. Für weitergehende Informati-

onen über die Grundwassermessstellen 

wenden Sie sich bitte an das Landesamt für 

Natur, Umwelt und Verbraucherschutz 

 

 

 

Die Bebauungsplanunterla-

gen wurden entsprechend 

ergänzt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 
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NRW, E-Mail: grundwasserstand@la-

nuv.nrw.de. Grundwassermessstellen des 

Erftverbandes sind nicht betroffen. 

 

Des Weiteren weisen wir darauf hin, dass im 

Bereich des Bebauungsplanes die tektoni-

sche Störungszone „Jülicher Sprung“ befin-

det. Wir empfehlen im weiteren Verfahren 

den Geologischen Dienst NRW zu beteiligen 

und ein Baugrundgutachten durchzuführen. 

Bei diesbezüglichen Rückfragen wenden Sie 

sich bitte an Herrn Diez, Abteilung G1 – 

Grundwasser, Tel.-Nr.: 02271/88-1296, E-

Mail: holger.diez@erftverband.de. 

Wir weisen darauf hin, dass die abgegebe-

nen Pläne den Bestand zum Zeitpunkt der 

Auskunftserteilung wiedergeben. Es ist da-

rauf zu achten, dass zu Beginn der Bauphase 

immer aktuelle Pläne vor Ort vorliegen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

i. A. Katharina Hiller 

 

 

 

 

Der Geologische Dienst 

wurde bereits am Verfahren 

beteiligt. 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 

Geologischer Dienst NRW mit Schreiben vom 

24.11.2020 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

zu o. g. Verfahren gebe ich im Rahmen der 

frühzeitigen Beteiligung folgende Informati-

onen und Hinweise: 

Erdbebengefährdung 

Es wird auf die Bewertung der Erdbebenge-

fährdung hingewiesen, die bei Planung und 

Bemessung üblicher Hochbauten gemäß den 

Technischen Baubestimmungen des Landes 

NRW mit DIN 4149:2005-04 „Bauten in deut-

schen Erdbebengebieten“ zu berücksichti-

gen ist. 

Die Erdbebengefährdung wird in DIN 

4149:2005 durch die Zuordnung zu Erdbe-

benzonen und geologischen Untergrund-

klassen eingestuft, die anhand der Karte der 

Erdbebenzonen und geologischen Unter-

grundklassen der Bundesrepublik Deutsch-

land 1 : 350 000, Bundesland Nordrhein-

Westfalen (Geologischer Dienst NRW 2006) 

bestimmt werden. In den Technischen Bau-

 

 

 

 

 

 

 

 

Ein entsprechender Hinweis 

wurde in die überarbeiteten 

/ ergänzten Bebauungsplan-

unterlagen aufgenommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 
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bestimmungen des Landes Nordrhein-West-

falen wird auf die Verwendung dieser Kar-

tengrundlage explizit hingewiesen. 

Das hier relevante Planungsgebiet ist folgen-

der Erdbebenzone / geologischer Unter-

grundklasse zuzuordnen: 

• Stadt Jülich, Gemarkung Jülich: 3 / S 

Bemerkung: DIN 4149:2005 wurde durch 

den Regelsetzer zurückgezogen und durch 

die Teile 1, 1/NA und 5 des Eurocode 8 (DIN 

EN 1998) ersetzt. Dieses Regelwerk ist je-

doch bislang bauaufsichtlich nicht einge-

führt. Anwendungsteile, die nicht durch DIN 

4149 abgedeckt werden, sind als Stand der 

Technik zu berücksichtigen. Dies betrifft hier 

insbesondere DIN EN 1998, Teil 5 „Gründun-

gen, Stützbauwerke und geotechnische As-

pekte“. 

Auf die Berücksichtigung der Bedeutungska-

tegorien für Bauwerke gemäß DIN 

4149:2005 bzw. Bedeutungsklassen der rele-

vanten Teile von DIN EN 1998 und der je-

weils entsprechenden Bedeutungsbeiwerte 

wird ausdrücklich hingewiesen. Dies gilt ins-

besondere z. B. für große Wohnanlagen etc. 

 

Baugrund 

Im östlichen Bereich der Planfläche verläuft 

der seismisch aktive Jülicher Sprung. Der 

exakte Verlauf der Störung ist nicht bekannt. 

Deshalb wird vom GD eine Störungszone 

ausgewiesen, die eine Breite von jeweils 100 

m rechts und links der jeweiligen Störungs-

linie aufweist. 

Das Areal befindet sich im durch Sümpfungs-

maßnahmen des Braunkohlenbergbaus be-

einflussten Bereich. Dadurch kann es zu Bo-

denbewegungen kommen. In Bereichen mit 

inhomogenem Untergrund möglicherweise 

auch zu ungleichmäßigen Bewegungen. 

 

Für den genauen Verlauf der Störung sowie 

den Auswirkungen der Sümpfungseinflüsse 

auf diese, empfehle ich eine Anfrage bei der 

RWE Power AG zu stellen. 

Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur 

Verfügung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Störzone wurde in den 

überarbeiteten / ergänzten 

Bebauungsplanunterlagen 

berücksichtigt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die RWE Power AG ist im 

Verfahren ebenfalls beteiligt 

worden, genauere Informa-

tionen zum Sprung wurden 

mitgeteilt. Auf die Sümp-

fungseinflüsse wird inner-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 
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Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag: 

(Dieck) 

halb der textlichen Festset-

zungen zum Bebauungsplan 

hingewiesen. 

Industrie- und Handelskammer Aachen mit 

Schreiben vom 15.12.2020 

 

Guten Tag Frau Jumpertz, 

da der vorgesehene Planentwurf die Belange 

der gewerblichen Wirtschaft entweder gar 

nicht berührt oder - wo es der Fall ist - hin-

reichend berücksichtigt, bestehen seitens 

der Industrie- und Handelskammer (IHK) 

Aachen keine Bedenken. 

 

Freundliche Grüße 

Industrie- und Handelskammer Aachen 

Nils Jagnow 

Referatsleiter 

 

 

 

 

Es werden keine Bedenken 

geäußert. 

 

 

 

 

- 

LVR-Amt für Liegenschaften mit Schreiben 

vom 14.12.2020 

 

Sehr geehrte Frau Jumpertz, 

hiermit möchte ich Sie innerhalb meiner 

Stellungnahme darüber informieren, dass 

keine Betroffenheit bezogen auf Liegen-

schaften des LVR vorliegt und daher keine 

Bedenken gegen die o.g. Maßnahme geäu-

ßert werden. 

Diese Stellungnahme gilt nicht für das LVR- 

Amt für Denkmalpflege im Rheinland in Pul-

heim und das LVR-Amt für Bodendenkmal-

pflege im Rheinland in Bonn; es wird darum 

gebeten, deren Stellungnahmen gesondert 

einzuholen. 

Ich bedanke mich vielmals für ihre Bemü-

hungen und verbleibe 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Torsten Ludes 

 

 

 

 

Es werden keine Bedenken 

geäußert. Das LVR-Amt für 

Denkmalpflege und das LVR-

Amt für Bodendenkmal-

pflege wurden ebenfalls be-

teiligt. 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 

Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfa-

len Kreisstelle Düren mit Schreiben vom 

15.12.2020 

 

Sehr geehrte Frau Jumpertz, 

gegen den Entwurf des Flächennutzungspla-

nes zum Bebauungsplan A 26 der Stadt Jülich 

 

 

 

 

 

Es werden keine Bedenken 

geäußert. 

 

 

 

 

 

- 
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bestehen seitens der Landwirtschaftskam-

mer Nordrhein-Westfalen, Kreisstelle Düren 

keine Bedenken. 

Unsere Hinweise zum Bebauungsplan Nr. A 

26 „Gewerbegebiet Elisabethstraße“ wer-

den in einer gesonderten Stellungnahme 

hervorgebracht. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

i.A. 

Lara Ergezinger 

RWE Power AG Abteilung Bergschäden mit 

Schreiben vom 01.12.2020 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir haben Ihre Anfrage erhalten und teilen 

Ihnen dazu folgendes mit: 

Wie Ihnen bekannt ist, wird das Plangebiet 

des BP A 26 und der zugehörigen FNP-Ände-

rung von der bewegungsaktiven tektoni-

schen Störung „Jülicher Sprung“ gekreuzt. 

Mit Schreiben vom 15.06.2020 mit Lageplan 

in der Anlage haben wir Ihnen mitgeteilt, 

dass im Verlauf dieser tektonischen Störung 

weiterhin bauwerksschädigende Bodenbe-

wegungen auftreten. 

Im Zuge der Regulierung der hier in der Ver-

gangenheit aufgetretenen Bergschäden 

wurden die gesamten Flurstücke Flur 6 Flur-

stück 688 und Flur 54 Flurstücke 183, 184 

und 262 im Grundbuch in Abt. II an rangers-

ter Stelle mit einem Bergschadensverzicht 

und einem Bauverbot zu unseren Gunsten 

belastet. 

Diese Flächen sowie die betroffene Teilflä-

che des Flurstücks 5 stehen somit einer Ver-

planung mit Bauwerken nicht mehr zur Ver-

fügung. Das Schreiben vom 15.06.2020 gilt 

weiterhin unverändert. Wir haben Ihnen da-

her in der Anlage den Bereich der Störzone 

„rot“ und „grün“ gekennzeichnet. Dieser Be-

reich ist bei einer zukünftigen Verplanung 

von jeglicher Neubebauung freizuhalten. 

Dies gilt auch für Nebenanlagen, die gemäß 

§ 23 Abs. 5 BauNVO auf den nichtbebauba-

ren Grundstücksflächen zugelassen werden 

dürfen, wenn im Bebauungsplan nichts an-

deres festgesetzt ist. 

 

 

 

 

 

 

Die Störzone wurde in den 

überarbeiteten / ergänzten 

Bebauungsplanunterlagen 

berücksichtigt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 
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Hier können Grün-, Verkehrsflächen und 

Spielplätze angelegt werden. ln die textli-

chen Festsetzungen des Bebauungsplanes ist 

daher für die von jeglicher Neubebauung 

freizuhaltende Störzone mitaufzunehmen, 

dass hier Nebenanlagen im Sinne des § 14 

BauNVO ebenfalls ausgeschlossen sind. Das 

Gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie 

nach Landesrecht in den Abstandsflächen 

zulässig sind oder zugelassen werden kön-

nen. 

Ergänzend weisen wir darauf hin, dass das 

gesamte Plangebiet in einem Auegebiet 

liegt, in dem der natürliche Grundwasser-

spiegel nahe der Geländeoberfläche ansteht 

und der Boden humoses Bodenmaterial ent-

halten kann. 

Humose Böden sind empfindlich gegen Bo-

dendruck und im Allgemeinen kaum tragfä-

hig. Erfahrungsgemäß wechseln die Boden-

schichten auf kurzer Distanz in ihrer Verbrei-

tung und Mächtigkeit, so dass selbst bei ei-

ner gleichmäßigen Belastung diese Böden 

mit unterschiedlichen Setzungen reagieren 

können. 

Das gesamte Plangebiet ist daher wegen der 

Baugrundverhältnisse gemäß § 5 Abs. 3 Nr. 1 

BauGB bzw. § 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB als Fläche 

zu kennzeichnen, bei deren Bebauung ggf. 

besondere bauliche Maßnahmen, insbeson-

dere im Gründungsbereich. erforderlich 

sind. 

Wir bitten Sie, hierzu in die textlichen Fest-

setzungen des Bebauungsplanes folgende 

Hinweise aufzunehmen: 

Das Plangebiet liegt in einem Auebereich. 

Baugrundverhältnisse: Wegen der Boden-

verhältnisse im Auegebiet sind bei der Bau-

werksgründung ggf. besondere bauliche 

Maßnahmen, insbesondere im Gründungs-

bereich, erforderlich. Hier sind die Bauvor-

schriften des Eurocode 7 „Geotechnik“ DIN 

EN 1997-1 mit nationalem Anhang, die 

Normblätter der DIN 1054 „Baugrund – Si-

cherheitsnachweise im Erd- und Grundbau -

Ergänzende Regelungen“, und der DIN 18 

196 „Erd- und Grundbau; Bodenklassifika-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

In den überarbeiteten / er-

gänzten Bebauungsplanun-

terlagen wurden entspre-

chende Hinweise aufgenom-

men. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 
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tion für bautechnische Zwecke“ mit der Ta-

belle 4, die organische und organogene Bö-

den als Baugrund ungeeignet einstuft, sowie 

die Bestimmungen der Bauordnung des Lan-

des Nordrhein-Westfalen zu beachten. 

Grundwasserverhältnisse: Der natürliche 

Grundwasserspiegel steht nahe der Gelän-

deoberfläche an. Der Grundwasserstand 

kann vorübergehend durch künstliche oder 

natürliche Einflüsse verändert sein. Bei den 

Abdichtungsmaßnahmen ist ein zukünftiger 

Wiederanstieg des Grundwassers auf das na-

türliche Niveau zu berücksichtigen. Hier sind 

die Vorschriften der DIN 18195 „Abdichtung 

von Bauwerken“, der DIN 18533 „Abdich-

tung von erdberührten Bauteilen“ und gege-

benenfalls der DIN 18535 „Abdichtung von 

Behältern und Becken“ zu beachten. 

 

Weitere Informationen über die derzeitigen 

und zukünftig zu erwartenden Grundwasser-

verhältnisse kann der Erftverband in Berg-

heim geben (www.erftverband.de). 

 

Sofern weitere Belange unserer Gesellschaft 

von der Maßnahme betroffen werden, er-

halten Sie von unserer koordinierenden Ab-

teilung Liegenschaften ein gesondertes Ant-

wortschreiben. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

RWE Power Aktiengesellschaft 

i.A. Stormberg    i.A. Flohr 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Erftverband wurde 

ebenfalls am Verfahren be-

teiligt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 

Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz 

und Dienstleistungen der Bundeswehr mit 

Schreiben vom 10.11.2020 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

durch die oben genannte und in den Unter-

lagen näher beschriebene Planung werden 

Belange der Bundeswehr berührt aber nicht 

beeinträchtigt. 

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- 

und Rechtslage bestehen zu der Planung sei-

tens der Bundeswehr als Träger öffentlicher 

Belange keine Einwände. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

 

Es werden keine Bedenken 

geäußert. 

 

 

 

 

 

- 
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Im Auftrag 

G. Schmidt 

Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-West-

falen Regionalniederlassung Ville-Eifel mit 

Schreiben vom 12.11.2020 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

ohne die Vorlage eines belastbaren Ver-

kehrsgutachtens ist mir eine Stellungnahme 

insbesondere bzgl. der Knotenpunkte B 56/ 

Gereonstraße und B 56/ L 241 nicht möglich. 

Neben den Analysedaten sind die Prognose-

daten 2030 mit und ohne Bauleitplanungen 

erforderlich. Eine Unfallbetrachtung der 

letzten 3 Jahre ist mit in die Untersuchung 

einzubeziehen. 

Sollten sich bauliche Änderungen an den 

Knotenpunkten ergeben, können diese zu 

Lasten der Stadt Jülich umgesetzt werden. 

Die Maßnahmen sind zwischen der Stadt 

und dem Landesbetrieb abzustimmen. 

Weitergehende Äußerungen behalte ich mir 

im weiteren Verfahren vor. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Marlis Hess 

 

 

 

 

 

 

Im Rahmen der Überarbei-

tung / Ergänzung der Bebau-

ungsplanunterlagen erfolgte 

auch eine Untersuchung der 

Verkehrssituation im Rah-

men einer verkehrsgut-

achterlichen Stellung-

nahme. Die geplante Steige-

rung des Warenflusses führt 

zu einem täglichen Mehr-

verkehr von vier leichten 

LKW und 19 Sattelzügen. Im 

Mitarbeiterbereich sind 45 

PKW Mehrverkehr zu erwar-

ten. Hierbei wird von einer 

100% Kfz-Nutzung durch die 

Mitarbeiter ausgegangen, 

um den schlechtesten anzu-

nehmenden Fall abzubilden. 

Der zusätzliche Mitarbeiter-

verkehr verteilt sich auf drei 

Schichten. 

Während der LKW-Verkehr 

als „worst-case-Annahme“ 

vollständig über den Kno-

tenpunkt B 56 / Gereon-

straße umgelegt wird, wird 

beim Mitarbeiterverkehr ein 

Drittel über den Jülicher Bin-

nenverkehr und zwei Drittel 

über die B 56 umgelegt. In 

der Spitzenstunde führen 

diese Annahmen am Kno-

tenpunkt B 56 / Gereon-

straße zu einem Mehrver-

kehr von 16 Linksabbiegern 

und 16 Rechtsabbiegern von 

der B 56 in die Straße ‚An der 

Vogelstange‘. Es ist davon 

auszugehen, dass die Leis-

tungsfähigkeit sowohl im 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 
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Analysefall als auch im Prog-

nosefall gegeben ist und 

dass sich die Qualitätsstufen 

der Verkehrsabwicklung 

durch die zusätzlichen Ver-

kehre nicht ändern werden.  

Für den „Prognose Nullfall 

2030“ wird von einem pau-

schalen Verkehrswachstum 

von 10% ausgegangen. 

Insgesamt werden durch das 

Projekt keine Maßnahmen 

am Knotenpunkt B 56 / An 

der Vogelstange / Gereon-

straße ausgelöst. 

Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-West-

falen Autobahnniederlassung Krefeld mit 

Schreiben vom 14.12.2020 

 

Sehr geehrte Frau Jumpertz, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

die Autobahnniederlassung Krefeld ist für 

den Betrieb und die Unterhaltung der west-

lich des Plangebietes in einer Entfernung von 

ca. 2310 m verlaufenden Autobahn 44, Ab-

schnitt 8 zuständig. Als zuständiger Straßen-

baulastträger für die B 56 und die umliegen-

den Landesstraßen ist die Regionalniederlas-

sung Ville-Eifel ebenfalls am Verfahren zu 

beteiligen. 

Durch den Wegfall einer alten Bahntrasse 

kann das bestehende „Gewerbegebiet Elisa-

bethstraße“ am Südrand der Stadt Jülich in 

östliche Richtung erweitert werden. 

Die geplanten gewerblichen Entwicklungen 

erzeugen im Umfeld Mehrverkehre, die das 

umliegende klassifizierte Straßennetz auf-

nehmen muss. Gemäß Begründung wird im 

weiteren Verfahren eine verkehrstechnische 

Untersuchung durchgeführt, um die ver-

kehrlichen Auswirkungen durch die avisier-

ten Nutzungen beurteilen zu können. 

Ein leistungsfähiger und sicherer Verkehrs-

ablauf im umliegenden klassifizierten Stra-

ßennetz ist seitens der Stadt Jülich zu ge-

währleisten. Sämtliche Kosten für erforderli-

che Straßenumbau- und Verkehrssteue-

rungsmaßnahmen gehen dabei zu Lasten der 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Im Rahmen der Überarbei-

tung / Ergänzung der Bebau-

ungsplanunterlagen erfolgte 

auch eine Untersuchung der 

Verkehrssituation im Rah-

men einer verkehrsgut-

achterlichen Stellung-

nahme.  Die geplante Steige-

rung des Warenflusses führt 

zu einem täglichen Mehr-

verkehr von vier leichten 

LKW und 19 Sattelzügen. Im 

Mitarbeiterbereich sind 45 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 
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Kommune. Sofern erforderlich, bitte ich die 

verkehrlichen Belange federführend mit der 

Regionalniederlassung Ville-Eifel zu erör-

tern. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gemäß den Ausführungen werden die ex-

tern erforderlichen Kompensationsmaßnah-

men erst im weiteren Verlauf des Verfahrens 

konkretisiert. 

PKW Mehrverkehr zu erwar-

ten. Hierbei wird von einer 

100% Kfz-Nutzung durch die 

Mitarbeiter ausgegangen, 

um den schlechtesten anzu-

nehmenden Fall abzubilden. 

Der zusätzliche Mitarbeiter-

verkehr verteilt sich auf drei 

Schichten. 

Während der LKW-Verkehr 

als „worst-case-Annahme“ 

vollständig über den Kno-

tenpunkt B 56 / Gereon-

straße umgelegt wird, wird 

beim Mitarbeiterverkehr ein 

Drittel über den Jülicher Bin-

nenverkehr und zwei Drittel 

über die B 56 umgelegt. In 

der Spitzenstunde führen 

diese Annahmen am Kno-

tenpunkt B 56 / Gereon-

straße zu einem Mehrver-

kehr von 16 Linksabbiegern 

und 16 Rechtsabbiegern von 

der B 56 in die Straße ‚An der 

Vogelstange‘. Es ist davon 

auszugehen, dass die Leis-

tungsfähigkeit sowohl im 

Analysefall als auch im Prog-

nosefall gegeben ist und 

dass sich die Qualitätsstufen 

der Verkehrsabwicklung 

durch die zusätzlichen Ver-

kehre nicht ändern werden.  

Für den „Prognose Nullfall 

2030“ wird von einem pau-

schalen Verkehrswachstum 

von 10% ausgegangen. 

Insgesamt werden durch das 

Projekt keine Maßnahmen 

am Knotenpunkt B 56 / An 

der Vogelstange / Gereon-

straße ausgelöst. 

 

Im Rahmen der Überarbei-

tung / Ergänzung der Bebau-

ungsplanunterlagen wurde 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 



28 

 

Zur Vermeidung von Planungskollisionen, 

bitte ich die Lage der externen Maßnahmen-

flächen mitzuteilen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Gezeichnet 

Ute Tillmann 

nachgewiesen, dass der Ein-

griff komplett innerhalb des 

Plangebietes ausgeglichen 

werden kann. Ein externer 

Ausgleich ist somit nicht er-

forderlich. 

 

zur Kenntnis 

genommen. 

 

Vodafone NRW GmbH mit Schreiben vom 

24.11.2020 

 

Sehr geehrte Frau Jumpertz, 

vielen Dank für Ihre Informationen. Gegen 

die o. a. Planung haben wir keine Einwände. 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur 

Verfügung. Bitte geben Sie dabei immer un-

sere obenstehende Vorgangsnummer an. 

 

Freundliche Grüße 

Zentrale Planung Vodafone 

 

 

 

 

Es werden keine Bedenken 

geäußert. 

 

 

 

 

- 

Westnetz GmbH Regionalzentrum Westli-

ches Rheinland mit Schreiben vom 

19.11.2020 

 

Sehr geehrte Frau Jumpertz, 

diese Stellungnahme betrifft nur das von uns 

betreute Nieder- und Mittelspannungsnetz 

bis zur 35-kVSpannungsebene. 

Gegen die oben angeführten Planungen der 

Stadt Jülich bestehen unsererseits keine Be-

denken, da keine von uns betreuten Versor-

gungsanlagen betroffen sind. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

i. A. Helmut Maaßen 

 

 

 

 

 

Es werden keine Bedenken 

geäußert. 

 

 

 

 

 

- 

Amprion GmbH mit Schreiben vom 

12.11.2020 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

im Planbereich der o. a. Maßnahme verlau-

fen keine Höchstspannungsleitungen unse-

res Unternehmens. 

Planungen von Höchstspannungsleitungen 

für diesen Bereich liegen aus heutiger Sicht 

nicht vor. 

Wir gehen davon aus, dass Sie bezüglich wei-

terer Versorgungsleitungen die zuständigen 

Unternehmen beteiligt haben. 

 

 

 

 

Es werden keine Bedenken 

geäußert. 

 

 

 

 

- 
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Mit freundlichen Grüßen 

Bärbel Vidal Blanco 

PLEdoc GmbH mit Schreiben vom 

30.11.2020 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnahme 

und teilen Ihnen hierzu mit, dass von uns 

verwaltete Versorgungsanlagen der nach-

stehend aufgeführten Eigentümer bzw. Be-

treiber von der geplanten Maßnahme nicht 

betroffen werden: 

• Open Grid Europe GmbH, Essen  

• Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen  

• Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), 

Netzgebiet Nordbayern, Schwaig bei 

Nürnberg  

• Mittel-Europäische Gasleitungsge-

sellschaft mbH (MEGAL), Essen  

• Mittelrheinische Erdgastransportlei-

tungsgesellschaft mbH (METG), Es-

sen  

• Nordrheinische Erdgastransportlei-

tungsgesellschaft mbH & Co. KG 

(NETG), Dortmund  

• Trans Europa Naturgas Pipeline 

GmbH (TENP), Essen  

• GasLINE Telekommunikationsnetz-

gesellschaft deutscher Gasversor-

gungsunternehmen mbH & Co. KG, 

Straelen (hier Solotrassen in Zustän-

digkeit der PLEdoc GmbH)  

• Viatel GmbH (Zayo Group), Frankfurt 

Hinsichtlich der Maßnahmen zum Ausgleich 

und zum Ersatz der Eingriffsfolgen entneh-

men wir den Unterlagen, dass die Kompen-

sationsmaßnahmen erst im weiteren Verfah-

ren festgelegt werden bzw. keine Erwäh-

nung finden. 

Wir weisen darauf hin, dass durch die Fest-

setzung planexterner Ausgleichsflächen eine 

Betroffenheit von uns verwalteter Versor-

gungseinrichtungen nicht auszuschließen ist. 

Wir bitten um Mitteilung der planexternen 

Flächen bzw. um weitere Beteiligung an die-

sem Verfahren. 

 

 

 

 

Es werden keine Bedenken 

geäußert. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Im Rahmen der Überarbei-

tung / Ergänzung der Bebau-

ungsplanunterlagen wurde 

nachgewiesen, dass der Ein-

griff komplett innerhalb des 

Plangebietes ausgeglichen 

werden kann. Ein externer 

 

 

 

 

- 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stel-

lungnahme 

der Verwal-

tung wird 

zur Kenntnis 

genommen. 
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Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im 

Übersichtsplan markierte Bereich. Dort dar-

gestellte Leitungsverläufe dienen nur zur 

groben Übersicht. 

Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweite-

rung des Projektbereichs bedarf immer einer 

erneuten Abstimmung mit uns. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

PLEdoc GmbH 

Ausgleich ist somit nicht er-

forderlich.. 

Evonik Operations GmbH mit Schreiben vom 

10.11.2020 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

an den in Ihrer Anfrage bezeichneten Stellen 

verlaufen keine der durch uns betreuten 

Fernleitungen. Unser Betreuungsbereich 

umfasst die Fernleitungen folgender Eigen-

tümer / Betreiber: 

AIR LIQUIDE Deutschland GmbH (teilweise) 

ARG mbH & Co. KG 

BASF SE (nur Propylenfernleitung LU-KA, 

Ethylenfernleitung KE-LU und Sauerstoff) 

BP Europa SE / Ruhr Oel GmbH (teilweise) 

Covestro AG (nur CO-Pipeline) 

Eneco Gasspeicher B.V. 

EPS Ethylen-Pipelines Süd GmbH & Co. KG 

Evonik Operations GmbH 

INEOS Solvents Germany GmbH 

NUON Epe Gasspeicher GmbH 

OQ Chemicals GmbH (teilweise) 

PRG Propylenpipelines Ruhr GmbH & Co. KG 

RWE Gas Storage West GmbH 

Sasol Germany GmbH 

SGW Salzgewinnungsgesellschaft Westfalen 

TanQuid GmbH & Co. KG (teilweise) 

Trianel Gasspeicher Epe GmbH & Co. KG 

Vorwerk-EEE GmbH 

Wacker Chemie GmbH 

Westgas GmbH 

 

Bei Änderung Ihrer Planung bitten wir um er-

neute Anfrage. 

gez. Ostendorf gez. Kelch 

 

 

 

 

Es werden keine Bedenken 

geäußert. 

 

 

 

 

- 

GELSENWASSER Energienetze GmbH mit 

Schreiben vom 16.11.2020 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
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für die Benachrichtigung über die o. g. Pla-

nungen danken wir.  

Anregungen dazu haben wir nicht. 

 

Freundliche Grüße 

GELSENWASSER Energienetze GmbH 

Es werden keine Bedenken 

geäußert. 

- 

 


